jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE OGH 2000/7/13 50b174/002z

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 13.07.2000

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatsprasidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Klinger als Vorsitzenden
sowie die Hofrate des Obersten Gerichtshofes Dr. FloBmann, Dr. Baumann, Dr. Hradil und die Hofratin des Obersten
Gerichshofes Dr. Hurch als weitere Richter in der Mietrechtssache der Antragstellerin Margaretha S***** vertreten
durch Mag. Ginther Weber und Mag. Barbara Sirk, Funktiondre des Mieterschutzverbandes Osterreichs,
Sparbersbachgasse 61, 8010 Graz, gegen die Antragsgegner 1.) Dr. Christian Z***** 2) Dr. Hans Z***** beide *****,
3.) Olga L***** vertreten durch Dr. Hanspeter Pausch, Rechtsanwalt in Graz, und 4.) Sofie L***** wegen Riuckzahlung
nicht bestimmungsgemal verwendeter Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrage (8 45 Abs 7 aF MRG iVm § 37 Abs 1 Z
13 MRG), Uber den auBerordentlichen Revisionsrekurs der Drittantragsgegnerin gegen den Sachbeschluss des
Landesgerichtes fur Zivilrechtssachen Graz als Rekursgericht vom 16. Mai 2000, GZ 3 R 13/00d-32, denDer Oberste
Gerichtshof hat durch den Senatsprasidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Klinger als Vorsitzenden sowie die
Hofrate des Obersten Gerichtshofes Dr. FloBmann, Dr. Baumann, Dr. Hradil und die Hofratin des Obersten
Gerichshofes Dr. Hurch als weitere Richter in der Mietrechtssache der Antragstellerin Margaretha S***** vertreten
durch Mag. Ginther Weber und Mag. Barbara Sirk, Funktiondre des Mieterschutzverbandes Osterreichs,
Sparbersbachgasse 61, 8010 Graz, gegen die Antragsgegner 1.) Dr. Christian Z***** 2) Dr. Hans Z***** peide *****,
3.) Olga L***** vertreten durch Dr. Hanspeter Pausch, Rechtsanwalt in Graz, und 4.) Sofie L***** wegen Riuckzahlung
nicht bestimmungsgemal verwendeter Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrage (Paragraph 45, Absatz 7, aF MRG in
Verbindung mit Paragraph 37, Absatz eins, Ziffer 13, MRG), Uber den auRerordentlichen Revisionsrekurs der
Drittantragsgegnerin gegen den Sachbeschluss des Landesgerichtes fur Zivilrechtssachen Graz als Rekursgericht vom
16. Mai 2000, GZ 3 R 13/00d-32, den

Beschluss
gefasst:
Spruch

Der aulRerordentliche Revisionsrekurs der Drittantragsgegnerin wird gemafl3 § 37 Abs 3 Z 16 bis Z 18 MRG iVm § 526
Abs 2 Satz 1 ZPO mangels der Voraussetzungen des § 528 Abs 1 ZPO zuriickgewiesen (§ 528a iVm § 510 Abs 3 ZPO).Der
auBerordentliche Revisionsrekurs der Drittantragsgegnerin wird gemal Paragraph 37, Absatz 3, Ziffer 16 bis Ziffer 18,
MRG in Verbindung mit Paragraph 526, Absatz 2, Satz 1 ZPO mangels der Voraussetzungen des Paragraph 528, Absatz
eins, ZPO zurlickgewiesen (Paragraph 528 a, in Verbindung mit Paragraph 510, Absatz 3, ZPO).

Text
Begrindung:
Rechtliche Beurteilung

Die Antragstellerin hat mit ihrem Begehren, den Antragsgegnern die Rickzahlung der nicht verbrauchten Erhaltungs-
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und Verbesserungsbeitrage aufzutragen, ausreichend deutlich den in 8 45 Abs 7 aF MRG (iVm Art Il Abschnitt Il Z 4 Satz
4 des 3. WAG) normierten Anspruch auf Riickzahlung "samtlicher nicht bestimmungsgemaR verbrauchten" EVB geltend
gemacht und hieflir zutreffend den aullerstreitigen Rechtsweg nach & 37 Abs 1 Z 13 MRG mit dem Ziel der
unmittelbaren Erwirkung eines gerichtlichen Leistungsbefehls beschritten (siehe dazu Wurth in Warth/Zingher, Miet-
und Wohnrecht20, Rz 24 zu8 37 MRG). In einem solchen Verfahren ist nur die Einhebung und der
bestimmungsgemalle Verbrauch der EVB zu prifen; Erérterungen zur Frage, ob das Einhebungsbegehren mit
Formmangeln behaftet war (die zu einem im streitigen Rechtsweg oder - gemal3 § 37 Abs 4 MRG - in einem auf
Feststellung der Unzuldssigkeit der Vorschreibung abzielenden Msch-Verfahren durchsetzbaren Anspruch auf
Rackzahlung des ohne Schuldigkeit Geleisteten fihren kénnten: vgl Wirth aa0), sind nicht anzustellen. Steht - wie hier
- die Einhebung der EVB beim antragstellenden Mieter fest und konnte der bestimmungsgemalie Verbrauch mangels
Vorlage der Hauptmietzinsabrechnungen nicht nachgewiesen werden, ist der Rickzahlungsanspruch ausreichend
dargetan (vgl 5 Ob 144/00p). Er richtet sich gem&R Art Il Abschnitt Il Z 4 letzter Satz des 3. WAG gegen den, der im
Zeitpunkt der Falligkeit des Rickzahlungsanspruchs Vermieter (Eigentumer des Mietobjektes iSd § 45 Abs 8 aF MRQG)
ist.Die Antragstellerin hat mit ihrem Begehren, den Antragsgegnern die Rlckzahlung der nicht verbrauchten
Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrage aufzutragen, ausreichend deutlich den in Paragraph 45, Absatz 7, aF MRG in
Verbindung mit Art rémisch Il Abschnitt rémisch Il Ziffer 4, Satz 4 des 3. WAG) normierten Anspruch auf Riickzahlung
"samtlicher nicht bestimmungsgemaR verbrauchten" EVB geltend gemacht und hiefiir zutreffend den auRerstreitigen
Rechtsweg nach Paragraph 37, Absatz eins, Ziffer 13, MRG mit dem Ziel der unmittelbaren Erwirkung eines
gerichtlichen Leistungsbefehls beschritten (siehe dazu Wirth in Wirth/Zingher, Miet- und Wohnrecht20, Rz 24 zu
Paragraph 37, MRG). In einem solchen Verfahren ist nur die Einhebung und der bestimmungsgemale Verbrauch der
EVB zu prifen; Erérterungen zur Frage, ob das Einhebungsbegehren mit Formmangeln behaftet war (die zu einem im
streitigen Rechtsweg oder - gemaR Paragraph 37, Absatz 4, MRG - in einem auf Feststellung der Unzulassigkeit der
Vorschreibung abzielenden Msch-Verfahren durchsetzbaren Anspruch auf Rilckzahlung des ohne Schuldigkeit
Geleisteten fuhren kdnnten: vergleiche Wirth aa0), sind nicht anzustellen. Steht - wie hier - die Einhebung der EVB
beim antragstellenden Mieter fest und konnte der bestimmungsgemalle Verbrauch mangels Vorlage der
Hauptmietzinsabrechnungen nicht nachgewiesen werden, ist der Rickzahlungsanspruch ausreichend dargetan
vergleiche 5 Ob 144/00p). Er richtet sich gemaR Art rémisch Il Abschnitt rémisch Il Ziffer 4, letzter Satz des 3. WAG
gegen den, der im Zeitpunkt der Falligkeit des Riickzahlungsanspruchs Vermieter (Eigentimer des Mietobjektes iSd
Paragraph 45, Absatz 8, aF MRQG) ist.

Die Entscheidung des Rekursgerichtes bewegt sich in diesem gesetzlichen Rahmen, sodass die Anrufung des Obersten
Gerichtshofes im konkreten Fall weder aus Grinden der Rechtsfortbildung noch der Rechtssicherheit geboten ist. Auch
die rekursgerichtliche Vertragsauslegung, wonach der von der Antragstellerin bei Beendigung des Mietverhaltnisses
abgegebene Verzicht auf alle Mietrechte keinen Verzicht auf die Rickforderung von nicht verbrauchten Erhaltungs-
und Verbesserungsbeitragen inkludierte, ist angesichts der Feststellung, dass bei dieser Vereinbarung Uber EVB nicht
gesprochen, ja nicht einmal daran gedacht wurde, durchaus vertretbar. Die von der Revisionsrekurswerberin geltend
gemachte Verfassungswidrigkeit des Art || Abschnitt Il Z 4 letzter Satz des 3. WAG, die den Mieter zur Geltendmachung
des Ruckforderungsanspruchs legitimiert, der die nicht bestimmungsgemaR verwendeten Erhaltungs- und
Verbesserungsbeitrage entrichtete, liegt nach Ansicht des erkennenden Senates nicht vor; damit wurde - ohne am
Anspruch selbst zu ruhren - nur ein den bereicherungsrechtlichen Grundsadtzen adaquater Rechtszustand
hergestellt.Die Entscheidung des Rekursgerichtes bewegt sich in diesem gesetzlichen Rahmen, sodass die Anrufung
des Obersten Gerichtshofes im konkreten Fall weder aus Griinden der Rechtsfortbildung noch der Rechtssicherheit
geboten ist. Auch die rekursgerichtliche Vertragsauslegung, wonach der von der Antragstellerin bei Beendigung des
Mietverhaltnisses abgegebene Verzicht auf alle Mietrechte keinen Verzicht auf die Ruckforderung von nicht
verbrauchten Erhaltungs- und Verbesserungsbeitragen inkludierte, ist angesichts der Feststellung, dass bei dieser
Vereinbarung Uber EVB nicht gesprochen, ja nicht einmal daran gedacht wurde, durchaus vertretbar. Die von der
Revisionsrekurswerberin geltend gemachte Verfassungswidrigkeit des Art romisch Il Abschnitt réomisch Il Ziffer 4,
letzter Satz des 3. WAG, die den Mieter zur Geltendmachung des Riickforderungsanspruchs legitimiert, der die nicht
bestimmungsgemall verwendeten Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrage entrichtete, liegt nach Ansicht des
erkennenden Senates nicht vor; damit wurde - ohne am Anspruch selbst zu rihren - nur ein den

bereicherungsrechtlichen Grundsatzen adaquater Rechtszustand hergestellt.
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